
8 Politik Freitag, 5. Januar 2018 u neues deutschland

*

NACHRICHTEN

Türkei: Abgeordneter der
Linkspartei HDP zu fast 17
Jahren Haft verurteilt
Istanbul. Ein türkisches Gericht
hat den ehemaligen Fraktions-
chef der linken, pro-kurdischen
Oppositionspartei HDP, Idris Ba-
luken, zu 16 Jahren und acht Mo-
naten Haft verurteilt. Das Gericht
in der Kurdenmetropole Diyarba-
kir befand den Abgeordneten der
Mitgliedschaft in und Propagan-
da für die verbotene kurdische
Arbeiterpartei PKK schuldig, wie
seine Verteidigerin Reyhan Yal-
cindag-Baydemir der Deutschen
Presse-Agentur am Donnerstag
bestätigte. Außerdem sei er we-
gen Verstößen gegen das De-
monstrations- und Versamm-
lungsgesetz verurteilt worden.
Yalcindag-Baydemir sagte, Hin-
tergrund seien Reden, die Balu-
ken vor HDP-Anhängern geführt
und zuvor schon vor dem Parla-
ment in Ankara vorgetragen ha-
be. Das Urteil nannte sie »verfas-
sungswidrig« und kündigte Be-
rufung an. dpa/nd

Südkorea: China schickt
Sondergesandten
Peking. Nach dem Angebot von
Gesprächen zwischen Nord- und
Südkorea schickt China einen
Sondergesandten nach Seoul. Vi-
zeaußenminister Kong Xuanyou
werde am Freitag und Samstag zu
einem »Meinungsaustausch« mit
dem südkoreanischen Beauftrag-
ten für Friedensgespräche, Lee
Do-Hoon, nach Südkorea reisen,
teilte das Außenministerium in
Peking am Donnerstag mit.
Nord- und Südkorea hatten in

den vergangenen Tagen vorsich-
tige Signale der Entspannung
ausgesandt: Die Neujahrsanspra-
che von Nordkoreas Machthaber
Kim Jong Un wurde als Zeichen
der Dialogbereitschaft mit dem
Süden gewertet. Am Dienstag
schlug Seoul für kommende Wo-
che Gespräche mit dem Norden
auf hoher Ebene vor. Am Mitt-
woch gaben Nord- und Südkorea
einen seit knapp zwei Jahren ab-
geschalteten Kommunikations-
kanal wieder frei. AFP/nd

Trump: Koreagespräche
sind mein Verdienst
Washington. US-Präsident Do-
nald Trump schreibt die jüngste
Annäherung zwischen Nord- und
Südkorea seiner eigenen Position
der Stärke zu. »Glaubt wirklich ir-
gendjemand, Gespräche und Di-
alog zwischen Nord- und Südko-
rea würden weitergehen, wenn
ich nicht standfest und stark wä-
re – willens, unsere totale ›Macht‹
gegen den Norden einzuset-
zen?«, twitterte Trump am frü-
hen Donnerstagmorgen (Orts-
zeit), offensichtlich unter Bezug
auf die atomare Bewaffnung der
USA. Eine solche Einschätzung sei
närrisch, meinte Trump – aber
Gespräche seien eine gute Sache.
dpa/nd

Die Fratze Francos ist zurück
Der Konflikt um Katalonien hat die extreme spanische Rechte wiederbelebt
Das Erstarken der katalanischen
Unabhängigkeitsbewegung hat ei-
nen unangenehmen Nebeneffekt:
Die extreme spanische Rechte ist so
präsent wie seit dem Ende der Fran-
co-Diktatur 1975 nicht mehr.

Von Fabian Hillebrand, Barcelona

Drei Monate ist es her, dass Millionen
Katalanen in einem illegalen Refe-
rendum über die Möglichkeit eines ei-
genen Staates abgestimmt haben.
Dem beabsichtigten Ziel einer eige-
nen katalanischen Republik ist man
keinen Schritt näher gekommen. Im
Gegenteil. Die Zentralregierung in
Madrid hat mit einem Arsenal an
Zwangsmaßnahmen auf die abtrün-
nigen Katalanen geantwortet, einige
zentrale Figuren der Unabhängig-
keitsbewegung ins Gefängnis ge-
steckt, die katalanische Selbstverwal-
tung außer Kraft gesetzt und Neu-
wahlen für Ende Dezember einberu-
fen. Doch der Drang nach Unabhän-
gigkeit hat noch eine andere, unbe-
absichtigte Folge: »Die extreme Rech-
te ist so präsent wie seit dem Ende des
Franco-Diktatur nicht mehr.« Das sagt
nicht irgendwer, sondern Jordi Bor-
ras, ein Journalist und Schriftsteller,
der die Entwicklung der spanischen
Rechten seit Jahren verfolgt und als
einer ihrer profundesten Kenner gilt.
Tatsächlich brodelt es auf den Stra-

ßen von Katalonien: 120 Attacken
durch Rechtsradikale zählt Borras seit
dem Referendum am 1. Oktober. Häu-
fig trifft es Journalisten, besonders sol-
che, die für katalanische öffentlich-
rechtliche Medien arbeiten. Bei gro-
ßen Kundgebungen wie am 8. Okto-
ber in Barcelona, demonstrierten Mit-
glieder der in Madrid regierenden
rechten Partido Popular (PP) gemein-
sam mit bekennenden Rechtsextre-

men für die Einheit Spaniens. Am
nächsten Tag betrieben Faschisten in
Valencia unter »Sieg-Heil!«-Rufen
Hetzjagd auf Linke und Separatisten.
Und Pablo Casado, zuständig für
»Kommunikation« in der PP, machte
den katalanischen Ex-Präsidenten Car-
les Puigdemont mit drohendem Un-
terton darauf aufmerksam, er könne
wie Lluís Companys enden. Companys
war von 1933 bis 1940 Präsident der
katalanischen Generalitat wie Puigde-
mot bis er von Madrid geschasst wur-
de. Companys wurde 1940 auf Befehl
Francos in Barcelona erschossen.
Der Konflikt zwischen katalani-

scher Peripherie und madrilenischem
Zentralstaat hat den spanischen Na-
tionalismus neu entfacht. In ihrer Ab-
lehnung der Unabhängigkeitsbewe-
gung haben die verschiedenen Lager
der Rechten wieder zu einem ge-
meinsamen Projekt gefunden. »Die
Einheit Spaniens zu garantieren, war
schon immer ein zentrales Element in
dem Diskurs der Rechten in Spani-
en«, erklärt Borras. Das Thema Mig-
ration spiele hingegen eine unterge-
ordnete Rolle. Auch deshalb sind Be-
wegungen wie etwa der iberische Ab-
leger der »Identitären« in Spanien
eher bedeutungslos.
Eine wirkliche Aktualisierung des

Diskurses der neuen Rechten hätte es
in Spanien nie gegeben, erklärt Bor-
ras. Das liegt auch daran, dass es in
Spanien nie einen wirklichen Bruch
mit der franquistischen Diktatur gab.
Sieben Politiker waren nach dem Tod
Francos mit der Ausarbeitung der Ver-
fassung betraut. Vier von Ihnen
stammten aus dem ehemaligen fran-
quistischen Lager. Einer von ihnen,
Manuel Fraga Iribarne, war Minister
unter Franco. Er gründete nach dem
Tod des Generalissimo die Alianza Po-
pular, die sich später in Partido Po-

pular umbenannte, Die PP stellt seit
2011 mit Mariano Rajoy wieder den
Ministerpräsidenten Spaniens.
Die Rechte in Spanien ist stark, weil

sie sehr eng mit den bestehenden Par-
teien verbunden und immer noch sehr
präsent in Teilen des Staatsapparats
ist. »Sie ist in der Lage, den politi-
schen Diskurs vor allem der großen
konservativen Parteien mitzubestim-
men, auch ohne eine eigene partei-
förmige Organisation zu brauchen«,
meint Borras. Für diese These spre-
chen auch Daten des spanischen So-
zialforschungsinstitut CIS. Bei der Un-
tersuchung der spanischenWahlen im
Jahre 2011 haben acht von zehn Per-
sonen, die sich selbst als rechtsradikal
verorten, die PP gewählt. »Das ist cha-
rakteristisch für die Struktur der spa-
nischen Rechten«, erklärt Borras »Ein
Teil der rechtsradikalen Bewegung
wählt konservative Parteien, weil sie
sich in deren Politik durchaus reprä-
sentiert fühlen und glauben, ihren po-
litischen Zielen damit Ausdruck ver-
leihen zu können.«
Einweiteres Indiz dafür sind die am

21. Dezember abgehaltenen katala-
nischen Wahlen. Zwischen vier und
acht rechtsradikale Splitterparteien
sind regelmäßig bei Wahlen in Kata-
lonien angetreten. Dieses Mal trat kei-
ne an, um den sogenannten »konsti-
tutionalistischen Block«, also jene
Parteien die sich für die Einheit Spa-
niens und gegen die Reformierung der
Verfassung stellen, nicht zu schwä-
chen.
Im Zuge des Wahlkampfes warf der

Parteivorsitzende der Linkspartei Po-
demos, Pablo Iglesias, der katalani-
schen Unabhängigkeitsbewegung vor,
sie hätte »das Gespenst des Faschis-
mus aufgeweckt«. Mit seiner Partei
versucht er, eine Position zwischen
den Blöcken von Unabhängigkeitsbe-

fürwortern und Konstitutionalisten
einzunehmen. Doch diese Äußerung
brachte ihm viel Kritik ein. »Die Un-
abhängigkeitsbewegung hat die ext-
reme Rechte nicht aufgeweckt. Sie hat
nie geschlafen«, meint Borras. »Durch
die Bewegung hat die extreme Rechte
ihre Macht in Gefahr gesehen. Das hat
sie gezwungen, aus der Deckung zu
kommen.«
Die kompromisslose und halsstar-

rige Politik von Mariano Rajoy in dem
Konflikt um Katalonien hängt eng mit
dem langen Schatten des Franquis-
mus in Spanien zusammen. Die Re-
gierung Rajoy selber hat immer wie-
der das Zerrbild des drohenden
Staatsverfalls bedient und damit auch
der extremen Rechten zu einer neu-
en Legitimität verholfen, die dieses
Bild dankbar auf die Straße getragen
hat. Derweil ist Rajoy selber in einer
schwierigen Position. Er muss seine
Politik vor einem technokratischen
und gemäßigterem Sektor in seiner
Partei verteidigen. Dieser ist an einer
schnellstmöglichen Rückkehr zur
Normalität und daher an Verhand-
lungen mit der katalanischen Regie-
rung interessiert.
Gleichzeitig muss Rajoy die Hard-

liner in seiner Partei zufriedenstellen
und dafür sorgen, dass es nicht spa-
nienweit zu Stimmenwanderungen zu
Gunsten der unionistischen Partei
Ciudadanos (Bürger) gehen. Diese
Partei wurde 2006 in Katalonien un-
ter dem katalnischen Namen für Bür-
ger Ciutadans gegründet und expan-
dierte 2015 nach Spanien. Bei den Re-
gionalwahlen am 21. Dezember gin-
gen die Ciutadans als stärkste Partei
hervor – vor allem auf Kosten von Ra-
joys PP. Dass sich dies nicht auf Ebe-
ne des spanischen Staates wiederholt,
wird die Maßgabe für die Politik Ra-
joys in der nächsten Zeit sein.
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Solidarität weltweit
Kennwort »SOLIAKTION«
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Kleine Alexanderstraße 28, 10178 Berlin

Telefon:  (030) 24 009-455, -456 
Fax:        (030) 24 009-409
E-Mail:    berlin@cuba-si.org
Internet: www.cuba-si.orgAG in der Partei DIE LINKE

„Eure Solidaritätsarbeit ist für unser Land unentbehrlich und
bestärkt uns, unseren Weg der Unabhängigkeit und des Sozia-
lismus mit ganzer Kraft fortzusetzen!“ Diese Zeilen  unserer
kubanischen Projektpartner sowie den Dank aller Mitstreiter/-
innen von Cuba Sí für die im zurück liegenden Jahr geleistete
 Unterstützung möchten wir allen Spenderinnen und Spendern
übermitteln. Wir wünschen Euch und Ihnen für 2018 alles
 erdenklich Gute! ¡Viva Cuba socialista!
Spen denkonto beim Partei vorstand DIE LINKE/Cuba Sí, 
Berliner Sparkasse, IBAN: DE06 1005 0000 0013 2222 10, BIC: BELADEBEXXX, 
Verwendungszweck: „Milch für Kubas Kinder“ oder „Kuba muss überleben“

Muchas Gracias! Ein herzliches
Dankeschön aus Kuba!

S P E N D E N

… nehmen Flüchtlinge auf sich, um nach  
Deutschland zu fliehen. Für viele ist es eine 
Reise auf Leben und Tod, auf der sie aus geraubt, 
geschlagen oder misshandelt werden. Manche 
Kinder verlieren auf der Flucht ihre Eltern.

terre des hommes setzt sich für Flüchtlings- 
kinder ein. Wir kümmern uns um Jungen und  
Mädchen, die durch Krieg und  
Gewalt traumatisiert wurden. 

Bitte unterstützen Sie unsere Arbeit –  
mit Ihrer Spende! 
Weitere Informationen  
unter 05 41 / 71 01-128
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Äthiopien lässt
bald politische
Gefangene frei
Amnesty International: Ein
»bedeutender Schritt«

Addis Abeba. Äthiopiens Premi-
erminister Hailemariam Desa-
legn hat überraschend die Frei-
lassung aller politischen Gefan-
genen angekündigt. Die Amnes-
tie gelte auch für die Häftlinge,
deren Gerichtsprozesse noch
nicht abgeschlossen seien, sagte
der Regierungschef des ostafri-
kanischen Landes am Mittwoch
auf einer Pressekonferenz in der
Hauptstadt Addis Abeba.
Außerdem solle, so Desalegn,

das berüchtigte Maekelawi-Ge-
fängnis geschlossen und in ein
Museum umgewandelt werden.
Desalegn kündigte eine unab-
hängige Aufklärung der dort wo-
möglich begangenen Menschen-
rechtsverletzungen an. Wie viele
Gefangene genau freikommen,
sagte er nicht. Mit den Maßnah-
men solle die Demokratie ge-
stärkt werden, so Desalegn.
Die überraschende Ankündi-

gung ist der erste Schritt, mit dem
die äthiopische Regierung seit
dem Beginn von Unruhen vor
mehr als zwei Jahren auf ihre Kri-
tiker zugeht. Bislang hatte die Re-
gierung nicht einmal eingeräumt,
dass es in Äthiopien politische
Gefangene gibt.
Seit 2015 wurden mehr als

11 000 Menschen bei Protesten
gegen die Zentralregierung zeit-
weilig festgenommen, mehrere
Hundert wurden getötet. Der
Ausnahmezustand wurde im Au-
gust 2017 nach zehn Monaten
aufgehoben.
Die Menschenrechtsorganisa-

tion Amnesty International be-
zeichnete die Ankündigung von
Desalegn als einen bedeutenden
Schritt. »Die heutige Mitteilung
könnte das Ende einer Ära bluti-
ger Unterdrückung in Äthiopien
bedeuten«, erklärte der Äthiopi-
en-Spezialist von Amnesty, Fis-
seha Tekle. Er rief zugleich dazu
auf, Übergriffe aufzuklären und
Verantwortliche vor Gericht zu
stellen.
Desalegns Auftritt vor Journa-

listen waren mehrtägige Bera-
tungen der Regierungspartei
EPRDF vorangegangen. Offenbar
hatten führende Vertreter der
Volksgruppen der Oromo und
Amharen zu einer Öffnung der
traditionell autoritären Politik
gedrängt, die die EPRDF seit nun-
mehr als 20 Jahren verfolgt.
Angehörige beider Volksgrup-

pen hatten den Protest gegen die
Regierung angeführt, viele von ih-
nen waren daraufhin misshandelt
oder verhaftet worden. Die genau-
e Zahl von inhaftierten Oppositio-
nellen, aber auch von in Haft ge-
ratenen Menschenrechtlern, Blog-
gern und Journalisten ist unbe-
kannt. Menschenrechtlern zufolge
wurden seit 2016 in der Region
Oromia Zehntausende zumindest
zeitweise festgenommen. epd/nd
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Teilnehmer der Unionisten-Demonstration am 30. September 2017 in Barcelona hebt die Hand zum faschistischen Gruß à la Hitler und Franco. Foto: Imago/Michael Trammer


